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1. AKTUELLE DEBATTE ÜBER DIE ENTWICK-
LUNG DER SOZIALEN MARKTWIRTSCHAFT IN 
DEUTSCHLAND

Die Idee der Sozialen Marktwirtschaft stößt in 
Deutschland parteiübergreifend auf hohe Akzeptanz. 
Ein wichtiger Grund dafür liegt darin, dass die wirt-
schaftliche Erholung Deutschlands nach dem Zwei-
ten Weltkrieg eng mit diesem wirtschaftspolitischen 
Konzept verbunden ist. Die breite Unterstützung für 
die Soziale Marktwirtschaft hat aber auch damit zu 
tun, dass der Begriff hinreichend vage ist. Befürwor-
ter staatlicher Eingriffe in die Wirtschaft betonen, dass 
die Soziale Marktwirtschaft die ordnende Hand des 
Staates hervorhebt, Anhänger stärkerer Umvertei-
lung stützen sich auf das »Soziale«. Kritiker derartiger 
Eingriffe dagegen erinnern daran, dass in der Sozia-
len Marktwirtschaft ökonomische Entscheidungen an 
Märkten getroffen werden und dass man nur verteilen 
kann, was zuvor erwirtschaftet wurde.

Welche Bedeutung hat die Soziale Marktwirt-
schaft für Deutschland und Europa heute? Kritiker der 
bestehenden Verhältnisse in Deutschland behaup-
ten immer wieder, die Soziale Marktwirtschaft sei ein 
Auslaufmodell, sie existiere gar nicht mehr, jedenfalls 
nicht in Deutschland. Diese Kritik kommt von zwei Sei-
ten. Die eine Seite behauptet, dass die wirtschaftliche 
Ungleichheit in Deutschland so zugenommen habe, 
dass man nicht mehr von einer Sozialen Marktwirt-
schaft sprechen könne.1 Der Staat müsse dringend 
eingreifen, um Ungleichheit abzubauen. Die andere 
Seite vertritt dagegen die Auffassung, der Staat greife 
gerade im Bereich der Sozialpolitik bereits zu viel ein, 
die Soziale Marktwirtschaft sei auf das Soziale redu-
ziert worden.2

1 So zitiert etwa der Tagesspiegel am 14. März 2016 den DIW-Präsi-
denten Marcel Fratzscher mit der Aussage: »Die Soziale Marktwirt-
schaft ist tot.« (Jahberg 2016).
2 Der Titel eines Kommentars von Ralf Dieter Brunowski in der 
Welt vom 31. August 2018 lautete schlicht: »Ludwig Erhard ist tot.« 
(Brunowski 2018) Gemeint ist, dass Ludwig Erhards Auffassungen 
über Wirtschaftspolitik und seine Warnungen vor einem Ausufern 
des Sozialstaats heute nicht mehr beachtet werden. Schuknecht 

Clemens Fuest

Soziale Marktwirtschaft:  
Exportschlager oder Auslaufmodell?

Rede anlässlich der Preisverleihung »Impulsrede zur Sozialen Marktwirtschaft« an  
ifo-Präsident Clemens Fuest durch den Wirtschaftspolitischen Club Deutschland im  
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie am 11. September 2018.

Diese Debatte wirft die Frage auf, ob das wirt-
schafts- und gesellschaftspolitische Konzept der Sozi-
alen Marktwirtschaft heute noch Relevanz hat. Das 
betrifft die herrschenden ökonomischen Zustände in 
Deutschland, die aktuelle Wirtschaftspolitik, letztlich 
aber auch die Frage, ob und wie die Politik in Deutsch-
land dazu beitragen kann, dass die generell geteilten 
Ziele der Sozialen Marktwirtschaft angesichts aktu-
eller Herausforderungen künftig weiterhin oder wie-
der erreicht werden können. Dazu gehören vor allem 
die fortschreitende Globalisierung der Wirtschaft, der 
wachsende Populismus, der sich unter anderem in 
Protektionismus niederschlägt, der Aufstieg Chinas 
und die Digitalisierung. Dazu später mehr. 

2. WAS IST SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT?

Der Begriff der Sozialen Marktwirtschaft geht zurück 
auf Alfred Müller-Armack, der dieses Konzept als 
wirtschaftspolitische Synthese aus den histori-
schen Erfahrungen mit der Laisser-faire-Marktwirt-
schaft auf der einen und einer staatlich gelenkten 
Wirtschaft auf der anderen Seite betrachtete. »Wir 
sprechen von »Sozialer Marktwirtschaft«, um diese 
dritte wirtschaftspolitische Form zu kennzeichnen.«  
(Müller-Armack 1946/1990, S. 96) Müller-Armack 
spricht aber nicht von einer hybriden Wirtschaftsord-
nung, die Elemente der Lenkungswirtschaft und der 
Marktwirtschaft kombiniert. Er sieht allein die Markt-
wirtschaft als das tragende Gerüst dieser Wirtschafts-
ordnung. Aber es soll »eben keine sich selbst überlas-
sene, liberale Marktwirtschaft, sondern eine bewußt 
gesteuerte, und zwar sozial gesteuerte Marktwirt-
schaft sein« (Müller-Armack 1946/1990, S. 96).

Diese Steuerung soll an zwei Punkten ansetzen: 
Das ist zum einen die Beschränkung von Marktmacht 
und der Schutz des Wettbewerbs im Interesse der 

und Zemanek (2018) verweisen auf den kontinuierlichen Anstieg der 
Sozialausgaben in Deutschland und anderen Ländern und warnen 
davor, dass Sozialausgaben andere Staatsausgaben verdrängen. Sie 
bezeichnen dieses Phänomen als »Soziale Dominanz«.
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Konsumenten und zum anderen der soziale Ausgleich. 
Soweit dieser soziale Ausgleich mit staatlichen Inter-
ventionen umgesetzt wird, sollen diese allerdings 
»marktgerecht« sein. Im Abschnitt 4 dieses Beitrags 
wird näher diskutiert, was damit gemeint ist. 

In der praktischen Wirtschaftspolitik ist das Kon-
zept der Sozialen Marktwirtschaft vor allem mit dem 
Namen Ludwig Erhards verbunden. Die erfolgreiche 
wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands nach dem 
Zweiten Weltkrieg, das »Wirtschaftswunder«, hat der 
Idee der Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland zu 
großer Popularität verholfen. Erhard selbst hat immer 
wieder betont, dass es weniger die sozialpolitischen 
Eingriffe seien, sondern die Leistungsfähigkeit der 
Marktwirtschaft und die Wirkung des Wettbewerbs, 
die dafür sorgen, dass Wohlstand für breite Bevölke-
rungsschichten entsteht. In seinem Buch »Wohlstand 
für Alle« formulierte er das so:

»Der Begriff ›soziale Marktwirtschaft‹ hat heute, 
und nicht einmal nur in Deutschland, Allgemeingültig-
keit erlangt. Selbst die Gegner meiner Wirtschaftspo-
litik versperren sich dieser Formulierung nicht mehr. 
Eine Wirtschaftspolitik darf sich aber nur dann sozial 
nennen, wenn sie den wirtschaftlichen Fortschritt, die 
höhere Leistungsergiebigkeit und die steigende Pro-
duktivität dem Verbraucher schlechthin zugute kom-
men läßt.« (Erhard 1957, S. 159)

Der von Ludwig Erhard beschriebene Konsens 
darüber, dass die Soziale Marktwirtschaft für Deutsch-
land das richtige Wirtschaftssystem darstellt, besteht 
bis heute. Umstritten ist allerdings, ob die wirtschaft-
lichen Verhältnisse in Deutschland heute noch das 
einlösen, was der Begriff verspricht: Wohlstand, sozi-
ale Sicherheit und Teilhabe für breite Bevölkerungs-
schichten zu gewährleisten.

Abbildung 1 gibt einen Überblick darüber, wie die 
Bevölkerung die Entwicklung der Sozialen Marktwirt-
schaft im Hinblick auf das »Soziale« einschätzt, diffe-
renziert nach West- und Ostdeutschland. Es zeigt sich, 
dass die vorherrschenden Auffassungen über den 
Zustand der Sozialen Marktwirtschaft in der Bevölke-
rung nicht konstant sind. Bis in die Mitte der 2000er 
Jahre wuchs sowohl in Ost- als auch in Westdeutsch-
land die Skepsis. Im Jahr 2006 war in beiden Landes-
teilen eine Mehrheit der Bevölkerung der Meinung, 
dass die Marktwirtschaft in Deutschland nicht wirklich 
sozial sei, wobei die Kritik in Ostdeutschland größer 
war als die im Westen. Es ist sicherlich kein Zufall, dass 
dieser Zeitpunkt mit dem Höhepunkt der Arbeitslosig-
keit in Deutschland zusammenfällt. Seitdem hat sich 
mit der Arbeitsmarktlage auch die Einschätzung des 
Wirtschaftssystems in Deutschland verändert. Heute 
ist die Mehrheit der Bevölkerung der Meinung, dass 
die wirtschaftliche und soziale Situation in Deutsch-

land die Bezeichnung Soziale 
Marktwirtschaft verdient. 

Einschätzungen zur wirt-
schaftlichen und sozialen 
Lage, wie sie sich in Umfra-
gen zeigen, sind nicht immer 
kompatibel mit ökonomi-
schen Fakten. Im folgenden 
Abschnitt werden einige öko-
nomische Fakten und Indi-
katoren zur Entwicklung der 
Sozialen Marktwirtschaft dar-
gestellt und diskutiert. 

3. SOZIALE MARKTWIRT-
SCHAFT IN DEUTSCHLAND: 
FAKTEN UND INDIKATO-
REN ZU MARKTMACHT UND 
UNGLEICHHEIT

Die eingangs erwähnte These, 
die Soziale Marktwirtschaft 
habe in Deutschland kei-
nen Bestand mehr, ist sicher-
lich weniger als eine präzise 
und empirisch belegbare Aus-
sage über die herrschenden 
wirtschaftlichen Verhältnisse 
zu verstehen, sondern eher 
als Versuch, für Themen wie 
Beschränkungen des Wettbe-
werbs, Ungleichheit und nicht 
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marktkonforme wirtschafts-
politische Interventionen Auf-
merksamkeit zu erlangen. 
Dennoch ist es wichtig, diese 
Thesen zu präzisieren und sie 
anhand empirischer Fakten 
zu diskutieren. Die Breite des 
Themas und der beschränkte 
Platz in diesem Beitrag bedin-
gen es, dass dies hier nur recht 
kursorisch, aber hoffentlich 
trotzdem erhellend geschieht.

3.1. Wettbewerb: Bedroht 
wachsende Marktmacht die 
Soziale Marktwirtschaft?

Die Aufrechterhaltung des 
Wettbewerbs ist in einer 
Marktwirtschaft von grundlegender Bedeutung. 
Der Wettbewerb sorgt dafür, dass das Gewinnstre-
ben des Einzelnen letztlich zu gesamtgesellschaft-
lich erwünschten Ergebnissen führt, vor allem dazu, 
dass die Verbraucher von wachsender Produktivi-
tät profitieren.3 Monopole und Kartelle schwächen 
meistens die wirtschaftliche Effizienz und untergra-
ben die breite Teilhabe am Wohlstand.4 Die Interna-
tionalisierung der Wirtschaft und sinkende Kosten für 
Kommunikation und den Transport von Gütern soll-
ten eigentlich dafür sorgen, dass der marktwirtschaft-
liche Wettbewerb zunimmt. Das ist jedoch nicht über-
all der Fall. Mit der fortschreitenden Digitalisierung 
der Wirtschaft und der wachsenden Bedeutung geis-
tigen Eigentums für die Wertschöpfung nehmen Grö-
ßenvorteile und Netzwerkeffekte zu. Die von Algorith-
men gestützte Preisgestaltung steht im Verdacht, den 
Wettbewerb zu beschränken (vgl. hierzu etwa Mono-
polkommission 2018, S. 68 ff.).

Aktuelle Untersuchungen für die USA kommen zu 
dem Ergebnis, dass die Intensität des Wettbewerbs in 
vielen Märkten in den letzten 

3 Das ist selbstverständlich keine spe-
zifische Erkenntnis der geistigen Väter 
der Sozialen Marktwirtschaft, sondern 
eine grundlegende Einsicht der Wirt-
schaftstheorie, die auch in der moder-
nen Wohlfahrtsökonomik fest etabliert 
ist (vgl. hierzu etwa Harberger 1954). 
4 Adam Smith (1776/2007) hat sei-
ne Kritik an Kartellen so formuliert: 
»People of the same trade seldom 
meet together, even for merriment and 
diversion, but the conversation ends 
in a conspiracy against the public, or 
in some contrivance to raise prices« 
(ebenda, Book I, Chapter 10, S.105 f.). 
Während diese Passage of zitiert wird, 
ist weniger bekannt, dass Smith pes-
simistisch war, was Möglichkeiten der 
Politik angeht, Kartelle zu verhindern. 
An gleicher Stelle schreibt er: »It is 
impossible indeed to prevent such 
meetings, by any law which…would be 
consistent with liberty and justice…
But…the law..ought to do nothing to 
facilitate such assemblies..« (ebenda).

Jahren abgenommen hat. Diese Entwicklung treibt 
die Preise in die Höhe, erhöht die Einkommensun-
gleichheit und ist für schleppende Investitionen und 
sinkendes Produktivitätswachstum mitverantwort-
lich (vgl. Gutiérrez und Philippon 2016; 2017; Gutiérrez 
(2017); Autor et al. 2017). Diese Ergebnisse sind aller-
dings nicht ohne weiteres auf Europa übertragbar. Wie 
ist die Entwicklung beispielsweise in Deutschland? 

Es gibt verschiedene Indikatoren für die Inten-
sität des Wettbewerbs. Es ist naheliegend, mit dem 
Ausmaß an Unternehmenskonzentration, also dem 
Anteil der größten Unternehmen am Gesamtmarkt, 
zu beginnen. Abbildung 2 illustriert den Wertschöp-
fungsanteil der 100 größten Unternehmen in Deutsch-
land an der gesamten Wertschöpfung. Dabei zeigt sich 
kein Anstieg, eher ein fallender Trend. 

Abbildung 3 betrachtet das Gewicht der größ-
ten Unternehmen in den wichtigsten Branchen in 
Deutschland. Im Kreditgewerbe zeigt sich ein deut-
licher Trend zu mehr Konzentration. In den ande-
ren Branchen weist hingegen das Gewicht der größ-

0

5

10

15

20

25

1978 1982 1986 1990 1994 1998 2002 2006 2010 2014

Quelle: Monopolkommission (2018).

Wertschöpfungsanteil der 100 größten Unternehmen in Deutschland 
1978–2016

%

© ifo Institut 

Abb. 2

0

10

20

30

40

50

60

1978 1982 1986 1990 1994 1998 2002 2006 2010 2014

Wertschöpfungsanteil der 100 Größten
Bilanzsumme Kreditgewerbe der 10 Größten
Umsatzanteil Industrie der 50 Größten
Umsatzanteil Handel der 10 Größten
Umsatzanteil Verkehr und Dienstleistungen der 10 Größten

Quelle: Monopolkommission (2018).

Konzentration in Deutschland nach Branchen 
1978–2016

%

© ifo Institut 

Abb. 3



38

FORSCHUNGSERGEBNISSE

ifo Schnelldienst 21 / 2018 71. Jahrgang 8. November 2018

ten Unternehmen eine erstaunliche Stabilität auf. 
Von einem Trend hin zu allgemein wachsender Kon-
zentration kann man angesichts dieser Zahlen nicht 
sprechen. 

Wo steht Deutschland im internationalen Ver-
gleich? Abbildung 4 vergleicht die Marktanteile  
der zehn größten Unternehmen des Verarbeiten-
den Gewerbes für Deutschland, Frankreich und Ita-
lien. Dass die zehn größten deutschen Firmen einen 
Marktanteil von 40% erreichen, ist bemerkenswert. 
Hier wird aber auch deutlich, dass die genaue Abgren-
zung der Branche und des betrachteten Marktes eine 
wichtige Rolle spielen. Entscheidend ist, dass in kei-
nem der drei Länder ein Trend zu wachsender Konzen-
tration vorliegt.

Unternehmensgrößen allein haben allerdings 
eine begrenzte Aussagekraft über die herrschende 
Wettbewerbsintensität. Denn für die Nutzung von 
Größenvorteilen ist es unerlässlich, große Unterneh-
men zu haben. Den Interessen der Verbraucher ist 
nicht gedient, wenn eine Zer-
splitterung der Unternehmen 
zwar die Marktmacht in engen 
Grenzen hält, aber ineffizi-
ent hohe Produktionskosten 
verursacht. Entscheidend ist, 
dass sich die Preise nicht allzu 
weit von den Produktionskos-
ten entfernen. Hohe und wach-
sende Aufschläge auf Grenz-
kosten können ein Zeichen für 
abnehmenden Wettbewerb 
sein.5 

Abbildung 5 illustriert 
Schätzungen der Deutschen 
Bundesbank zur Entwicklung 
5 Es ist allerdings auch denkbar, dass 
solche Entwicklungen durch Verän-
derungen in den Kostenstrukturen in 
Richtung höherer Fixkosten und sin-
kender variabler Kosten entstehen.

der Grenzkostenaufschläge 
im Zeitraum von 1996 bis 2014 
für verschiedene Unterneh-
menstypen. Wie man erwar-
ten würde, sind die Differen-
zen zwischen Preisen und 
Grenzkosten in Unternehmen 
mit hohem Aufwand für For-
schung und Entwicklung und 
daher hohen Fixkosten grö-
ßer als bei Unternehmen mit 
niedrigeren Fixkosten. Ein all-
gemeiner Trend zu wachsen-
den Preisaufschlägen ist aber 
auch hier nicht sichtbar. In den 
letzten Jahren hat sich das 
Bild allerdings verändert. So 
weist die Monopolkommission 
(2018, S. 90 und 167 f.) darauf 

hin, dass die Preisaufschläge in Deutschland im Zeit-
raum von 2013 bis 2015 einen wachsenden Trend auf-
wiesen. Das geht einher mit steigenden Gewinnmar-
gen. Ob sich diese Entwicklung fortsetzt und auf eine 
signifikante Veränderung in der Wettbewerbssitua-
tion hinweist, wird sich erst in den nächsten Jahren 
zeigen.

Insgesamt legen die hier betrachteten Indikato-
ren die Schlussfolgerung nahe, dass von einem Verfall 
des Wettbewerbs zu Lasten der Konsumenten zumin-
dest in den letzten zwei Jahrzehnten in Deutschland 
wenig zu sehen ist. Es gibt allerdings keine Garantie 
dafür, dass das so bleibt. Die Wettbewerbspolitik sollte 
aktuellen Hinweisen auf wachsende Preis-Grenzkos-
ten-Margen sowie Gewinnmargen nachgehen und 
die weitere Entwicklung im Blick behalten. Außer-
dem wird vielfach befürchtet, dass Unternehmen mit 
digitalen und plattformbasierten Geschäftsmodel-
len an Marktmacht gewinnen und den Wettbewerb 
einschränken könnten. Diese Entwicklungen werden 
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die Wettbewerbspolitik in den kommenden Jahren 
intensiv beschäftigen. Bei alldem ist zu berücksich-
tigen, dass Marktmacht auch in der Sozialen Markt-
wirtschaft nicht in allen Fällen als schädlich betrach-
tet werden sollte. Innovationen führen notwendiger-
weise zu Marktmacht, und diese ist notwendig, um 
Anreize für Innovationen zu setzen.6 Schädlich wird 
Marktmacht erst, wenn sie sich verfestigt und Inno-
vationen, Produktivitätswachstum und Beschäfti-
gung beeinträchtigt. 

3.2. Ungleichheit: Ist die Soziale Marktwirtschaft 
nicht mehr »sozial«?

Probleme wachsender Ungleichheit von Einkom-
men und Vermögen haben in den letzten Jahren in 
der öffentlichen Debatte wachsende Aufmerksam-
keit erhalten.7 Über die Frage, welches Ausmaß an 
Ungleichheit mit dem Wirtschafts- und Gesellschafts-
modell der Sozialen Marktwirtschaft vereinbar ist, 
kann man ebenso unterschiedlicher Auffassung sein 
wie über die Frage, ob es sich dabei um Ungleich-
heit bei Einkommen, Vermögen oder anderen Grö-
ßen handelt, ob es sich um Ergebnis- oder Chancen-
gleichheit dreht oder ob die Soziale Marktwirtschaft 
an Ungleichheit zu messen ist bzw. daran, was gegen 
Ungleichheit getan wird. Die folgenden Überlegungen 
konzentrieren sich auf die Einkommens- und Vermö-
gensungleichheit, auf staatliche Umverteilungsak-
tivitäten und auf den Aspekt der Chancengleichheit. 
Außerdem werfen wir einen Blick auf die wirtschaftli-
che Konvergenz zwischen Ost- und Westdeutschland 
und die Entwicklung der Ungleichheit unter den Regi-
onen in ganz Deutschland.

Der wohl am häufigsten verwendete Indikator  
für wirtschaftliche Ungleichheit ist der Gini-Ko- 
effizient8 der verfügbaren Einkommen. Hier geht  
es um das, was die Menschen nach Steuern, Ab- 
gaben und Transfers an Einkommen erhalten und  
für Konsum oder Sparen verwenden können. Abbil-
dung 6 vergleicht die Ungleichheit der verfüg- 
baren Einkommen für die G-7-Staaten für die  
Jahre 1995 (horizontale Achse) und 2015 (vertikale 
Achse). Hier werden die G-7-Staaten betrachtet,  
weil diese Länder, was ihre Größe und ihren Ent- 
wicklungsstand angeht, gut mit Deutschland  
vergleichbar sind. Das sollte nicht darüber hin- 
6 Das Phänomen der Pioniergewinne und die Erosion dieser Ge-
winne durch Wettbewerb hat bereits Adam Smith (1776/2007) be-
schrieben: »The establishment of any new manufacture… is always 
a speculation…if the project succeeds [the profits - Anm. d. Verf.] are 
commonly at first very high…When the trade becomes well know…
competition reduces them to the level of other trades.« (ebenda, 
Book I, Chapter 10, S. 94 f.).
7 Eine große Rolle dabei hat das Buch von Thomas Piketty (2014) 
gespielt, das wachsende Ungleichheit vor allem in den USA hervor-
hebt und die (sehr umstrittene) Prognose wagt, dass die Ungleich-
heit weiter wachsen wird, weil die Verzinsung von Kapital vor allem 
bei großen Vermögen seines Erachtens systematisch höher ist als 
das Wachstum der Arbeitseinkommen, von denen der größte Teil der 
Bevölkerung lebt.
8 Der Gini-Koeffizient kann Werte zwischen 0 und 1 annehmen, wo-
bei ein Wert von 0 maximale Gleichheit und ein Wert von 1 maximale 
Ungleichheit bedeutet.

wegtäuschen, dass sich bei der Betrachtung  
anderer Ländergruppen ein anderes Bild ergeben 
kann.9

Wie hat sich die Einkommensungleichheit unter 
den G-7-Staaten entwickelt, und wie unterscheiden 
sich die Länder untereinander? Erstens zeigt sich, dass 
alle Länder oberhalb der Winkelhalbierenden liegen. 
In allen G-7-Staaten hat die Ungleichheit der verfüg-
baren Einkommen zwischen 1995 und 2015 zugenom-
men. Zweitens ist die Einkommensungleichheit in 
Deutschland niedriger als in allen anderen G-7-Staa-
ten. Das war 1995 der Fall und ist es heute immer noch. 
Überhaupt ist es bemerkenswert, dass sich die Rang-
folge der Ungleichheit innerhalb der betrachteten 
Ländergruppe in den letzten zwei Jahrzehnten nicht 
verändert hat. 

Was unternimmt der Staat, um die Einkommens-
ungleichheit, die sich am Markt ergibt, abzubauen? 
Ein einfacher Indikator dafür ist die Differenz zwi-
schen dem Gini-Koeffizienten der Markteinkommen, 
also der Einkommen vor Steuern und Transfers, und 
dem Gini-Koeffizienten der verfügbaren Einkommen. 
Abbildung 7 illustriert diese Differenz für die G-7-Staa-
ten im Jahr 2015.

Nach diesem Indikator ist die staatliche Einkom-
mensumverteilung unter den G-7-Staaten in Frank-
reich am stärksten ausgebaut, gefolgt von Deutsch-
land. Ob man ein hohes Maß an Umverteilung für ein 
gutes oder schlechtes Zeichen hält, ist eine Frage der 
Perspektive. Auf der einen Seite kann man kritisie-
ren, dass ein hohes Maß an Umverteilung eine hohe 
Einkommensungleichheit vor Steuern und Transfers 
reflektiert, auf der anderen Seite ist es lobenswert, 
dass staatliche Eingriffe die Ungleichheit stark redu-
zieren. Jedoch ist dies, sollte man befürchten, dass 
Steuern und Transfers Leistungsanreize hemmen, 
natürlich auch kritisch zu sehen.

9 Beispielsweise würde sich bei einem Vergleich Deutschlands mit 
den skandinavischen Staaten zeigen, dass die Einkommensungleich-
heit in Deutschland höher ist.

Kanada

Frankreich

Deutschland

Italien
Japan

Vereinigtes 
Königreich

USA

0,25

0,27

0,29

0,31

0,33

0,35

0,37

0,39

0,41

0,25 0,27 0,29 0,31 0,33 0,35 0,37 0,39 0,41

Quelle: OECD (2018).

Gini-Koeffizienten der verfügbaren Einkommen der
G-7-Staaten im Jahr 1995 und 2015

2015

© ifo Institut 

1995

Abb. 6



40

FORSCHUNGSERGEBNISSE

ifo Schnelldienst 21 / 2018 71. Jahrgang 8. November 2018

Es ist aufschlussreich, die 
Veränderung in der Ungleich-
heit der verfügbaren Einkom-
men, der Markteinkommen 
und der Differenz aus beiden 
zwischen 1995 und 2015 zu 
betrachten (vgl. Abb. 8). Von 
der Sozialen Marktwirtschaft 
kann man erwarten, dass sie 
bei wachsender Ungleich-
heit der Markteinkommen 
einen Teil dieser wachsenden 
Ungleichheit abfedert, so dass 
die Ungleichheit der verfügba-
ren Einkommen weniger stark 
zunimmt. Abbildung 8 zeigt, 
dass genau das in Deutschland 
passiert ist. 

Das gilt jedoch nicht für 
alle G-7-Staaten. In den USA 
entspricht der Anstieg der 
Markteinkommensungleich-
heit dem Anstieg der Ungleich-
heit der verfügbaren Einkom-
men, gemessen am absoluten 
Anstieg des Gini-Koeffizien-
ten. Das staatliche Steuer- und 
Transfersystem hat hier nichts 
abgefedert. In Kanada und im 
Vereinigten Königreich ist die 
Ungleichheit der verfügba-
ren Einkommen sogar stärker 
angestiegen als die Ungleich-
heit der Markteinkommen. Der 
Umverteilungsstaat hat sich 
hier deutlich zurückgezogen. 

Diese Zahlen sprechen 
dafür, dass der Sozialstaat in 
Deutschland größer ist und 
mehr umverteilt als in ande-
ren vergleichbaren Ländern, 
und dass er sich in den letzten 
zwei Jahrzehnten auch besser 
behauptet hat. 

All dies ändert allerdings 
nichts an der Tatsache, dass 
die Einkommensungleich-
heit in Deutschland vor allem 
in den Jahren zwischen 1995 
und 2005 zugenommen hat. 
Das wird auch deutlich, wenn 
man die Ränder der Einkom-
mensverteilung betrachtet. 
Abbildung 9 zeigt, wie sich 
der Anteil der oberen und der 
unteren 20% der Bevölkerung 
am gesamten Nettoeinkom-
men entwickelt hat. Die kal-
kulatorische Miete aus selbst 
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genutztem Wohneigentum wird hier den Einkommen 
hinzugerechnet. 

Es zeigt sich, dass der Anteil der oberen 20% im 
Jahr 2005 ein Maximum erreicht und seitdem unge-
fähr stabil ist. Der Einkommensanteil der unteren 20% 
sinkt dagegen und war 2015 noch einmal etwas nied-
riger als im Jahr 2005. Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass Deutschland in diesem Zeitraum eine erhebli-
che Zuwanderung zu verzeichnen hatte. Die meisten 
der Zuwanderer befinden sich in den unteren Einkom-
mensbereichen. Das ist einer von mehreren Gründen 
dafür, dass es sich bei den unteren 20% des Jahres 
1995 nicht um den gleichen Personenkreis handelt 
wie im Jahr 2015. 

Wie verhält es sich mit der Vermögensungleich-
heit? Hier ist die Datenverfügbarkeit schlechter als 
bei den Einkommen. Daten zur Vermögensvertei-
lung beruhen wie Daten zur Einkommensverteilung 
in der Regel auf Umfragen. Dabei sind falsche oder 
unvollständige Angaben beim 
Vermögen häufiger als beim 
Einkommen. Das liegt unter 
anderem daran, dass für viele 
Vermögensgegenstände keine 
Marktwerte verfügbar sind 
und bestimmte Vermögen, bei-
spielsweise Renten- und Pen-
sionsansprüche, nicht erfasst 
werden. Nach den verfügbaren 
Daten sind die Durchschnitts-
vermögen in Deutschland 
im internationalen Vergleich 
eher gering und sehr ungleich 
verteilt, wie Abbildung 10 
illustriert.  

Bislang haben wir uns auf 
Momentaufnahmen der Ein-
kommens- und Vermögensver-

teilung und damit auf so etwas 
wie Ergebnisungleichheit kon-
zentriert. In der Debatte über 
Ungleichheit spielt aber der 
Aspekt der Chancengleichheit 
oder Chancengerechtigkeit 
eine zentrale Rolle. Chancen-
gleichheit ist deutlich schwe-
rer zu messen als Ergebnis-
gleichheit. Es gibt sehr unter-
schiedliche Konzepte zur 
Messung von Chancengleich-
heit. Abbildung 11 zeigt, wie 
sich die Chancenungleichheit, 
gemessen an »Inequality of 
Opportunity«, in Deutschland 
entwickelt hat. Dieser Indika-
tor gibt an, welcher Anteil der 
vorliegenden Einkommensun-
gleichheit auf andere Faktoren 
– sog. Umstandsvariablen wie 

beispielsweise Ausbildungsstand der Eltern, Körper-
größe oder den Wohnort zum Zeitpunkt der Wieder-
vereinigung (Ost oder West) – zurückzuführen ist. Je 
stärker die bestehende wirtschaftliche Ungleichheit 
durch diese Faktoren bestimmt wird, desto geringer 
ist die Chancengleichheit. 

Es zeigt sich, dass in Westdeutschland die 
Chancen ungleichheit bis Mitte der 2000er Jahre  
zugenommen hat und seitdem wieder sinkt. Hier 
spielt, wie im Fall der Einkommensungleichheit, die 
Arbeitsmarktentwicklung eine wichtige Rolle. In Ost-
deutschland hat der Aufholprozess der Wirtschaft 
in den neuen Bundesländern in den 1990er Jahren 
auch die gemessene Chancenungleichheit reduziert. 
Seitdem ist kein klarer Abwärts- oder Aufwärtstrend 
erkennbar.

Um ein angemessenes Bild der Chancengleich-
heit zu gewinnen, sollte man weitere Indikatoren 
heranziehen, darunter die Jugendarbeitslosigkeit 
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und die Aufstiegschancen, die das Schulsystem bie-
ten. Die Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland ist im 
internationalen Vergleich gering (vgl. Eurostat 2018), 
was unter anderem auf das System der dualen Ausbil-
dung zurückzuführen ist. Es bietet Menschen aus allen 
sozialen Schichten berufliche Chancen. Das deutsche 
Schulsystem gilt im internationalen Vergleich hinge-
gen als weniger »durchlässig«. Der Schulerfolg hängt 
mehr als in vielen anderen Ländern vom Elternhaus 
ab. Über Reformen in diesem Bereich wird in Deutsch-
land seit Jahren diskutiert, mit begrenztem Erfolg 
(vgl. dazu etwa Schütz und Wößmann 2005).

Abschließend soll ein anderer Aspekt der  
Einkommensverteilung betrachtet werden: die Ent-
wicklung regionaler Einkommensdisparitäten. In 
Deutschland wird dieser Aspekt vorrangig mit Blick 
auf die wirtschaftliche Konvergenz zwischen Ost und 
West diskutiert. Abbildung 12 illustriert den wirt-
schaftlichen Aufholprozess der ostdeutschen Bundes-
länder gegenüber dem Westen. Dieser Aufholprozess 
verlief in den Jahren direkt 
nach der deutschen Wieder-
vereinigung zügig. Um das Jahr 
2000 herum hat sich der Auf-
holprozess verlangsamt. Seit-
dem verkleinert sich die Lücke 
in der Wirtschaftskraft zwi-
schen Ost und West nur noch 
sehr langsam. 

Regionale Disparitä-
ten sind allerdings nicht nur 
ein Thema, das im Kontext 
des deutschen Wiederverei-
nigungsprozesses diskutiert 
wird. Auch in Westdeutsch-
land existieren erhebliche 
Unterschiede zwischen den 
Regionen. 

Die Auffassung ist weit 
verbreitet, dass sich die deut-
schen Regionen zunehmend 
unterschiedlich entwickeln 
und Ballungszentren boo-
men, während ländliche Regi-
onen immer mehr abgehängt 
werden. Das entspricht nicht 
der Realität. Es gibt durchaus 
Regionen, die sich seit vielen 
Jahren wirtschaftlich erheb-
lich schlechter entwickeln als 
der Durchschnitt, aber insge-
samt gehen zumindest die am 
Pro-Kopf-Einkommen gemes-
senen regionalen Disparitä-
ten zurück, wie Abbildung 13 
illustriert. Dabei ist allerdings 
zu beachten, dass die Betrach-
tung des Pro-Kopf-Einkom-
mens divergente Entwicklun-

gen insofern unterzeichnet, als Wanderungsbewegun-
gen zu einem Anwachsen der Bevölkerung und damit 
der aggregierten Wirtschaftskraft in Boomregionen 
führen, was sich im Pro-Kopf-Einkommen nicht direkt 
niederschlägt. 

Insgesamt zeigt sich, dass die wirtschaftliche 
Ungleichheit in Deutschland im internationalen Ver-
gleich eher moderat ausfällt. Das gilt stärker für ver-
fügbare Einkommen als für Vermögen. Vorliegende 
Zahlen über Vermögensungleichheit relativieren sich 
allerdings insofern, als Vermögensaufbau zur Absi-
cherung weniger dringend ist, wenn diese Absiche-
rung durch einen ausgebauten Wohlfahrtsstaat und 
umfangreichen Mieterschutz gewährleistet wird, wie 
es in Deutschland der Fall ist. 

Gleichzeitig ist festzuhalten, dass der in den meis-
ten Industriestaaten beobachtbare Trend hin zu wach-
sender Einkommensungleichheit auch in Deutschland 
sichtbar ist. Das gilt vor allem für den Zeitraum zwi-
schen 1995 und 2005. Die positive Wirtschaftsent-
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wicklung, insbesondere die sinkende Arbeitslosig-
keit, hat in den vergangenen zehn Jahren ein weiteres 
Anwachsen der Einkommensungleichheit verhindert. 
Von einer Trendumkehr kann man aber nicht spre-
chen. Jedoch ist davon auszugehen, dass wirtschaft-
liche Veränderungen, wie die trotz der aktuellen Han-
delskonflikte fortschreitende Globalisierung der 
Wirtschaft und der technische Wandel, das Einkom-
mensgefälle zwischen hoch und weniger hoch qualifi-
zierter Arbeit weiter wachsen lassen wird. Gleichzeitig 
wird der demographische Wandel die sozialen Siche-
rungssysteme unter erheblichen Druck setzen. All das 
spricht dafür, dass sich Debatten über Fragen der Ein-
kommensverteilung in den nächsten Jahren intensi-
vieren werden.

4. WERDEN WIRTSCHAFTSPOLITISCHE PRINZIPIEN 
DER SOZIALEN MARKTWIRTSCHAFT HEUTE NOCH 
BEACHTET? DIE BEISPIELE WOHNUNGSPOLITIK 
UND MINDESTLOHN

In der Debatte über den Zustand der Sozialen Markt-
wirtschaft spielen nicht nur Wettbewerb und Wohl-
standsverteilung eine Rolle, sondern auch die Ent-
wicklung der Wirtschaftspolitik selbst. Häufig wird 
beklagt, die aktuelle Wirtschaftspolitik habe sich von 
den Grundsätzen der Sozialen Marktwirtschaft ent-
fernt. Diese These setzt voraus, dass es so etwas wie 
eine bestimmte Wirtschaftspolitik gibt, die zur Sozi-
alen Marktwirtschaft passt oder sie charakterisiert. 
Tatsächlich bestehen sehr unterschiedliche Auffas-
sungen darüber, welche Formen von Wirtschafts- 
politik mit dem Wirtschaftssystem der Sozialen 
Marktwirtschaft vereinbar sind. Auch die »Erfinder« 
der Sozialen Marktwirtschaft, Autoren wie Alfred  
Müller-Armack und Ludwig Erhard, haben hier sehr 
unterschiedliche Akzente gesetzt. 

Die sehr systematischen Überlegungen von 
Alfred Müller-Armack zu wirtschafts- und sozialpoli-
tischen Eingriffen sind allerdings bis heute relevant 
und beachtenswert. Für ihn war vor allem der Aspekt 
der Marktkonformität wirtschaftspolitischer Inter-
ventionen wichtig. Marktkonformität bedeutet, dass 
die Wirtschaftspolitik, wenn sie zu Gunsten bestimm-
ter Gruppen umverteilen will, möglichst nicht in Pro-
zesse der Preisbildung eingreifen, sondern ihre Ziele 
auf andere Weise verfolgen sollte. Müller-Armack 
(1946/1990) formulierte das so:

»Ohne Zweifel führt die marktwirtschaftliche  
Einkommensbildung zu Einkommensverschieden- 
heiten, die uns sozial unerwünscht erscheinen.  
Darüber, daß sie ausgeglichen werden sollen, besteht 
zwischen Lenkungs- und Marktwirtschaft keine  
Meinungsverschiedenheit, wohl aber über die  
spezifisch anzuwendende Methode. Gegenüber  
sozialpolitischen Eingriffen, die die Preisbildung 
selbst berühren, scheint es richtiger zu sein, einen 
direkten Einkommensausgleich zwischen hohen und 
niedrigen Einkommen durch eine unmittelbare Ein-

kommensumleitung vorzunehmen.« (Müller-Armack 
1946/1990, S. 119)

Diese Position ist nicht vereinbar mit vielen Ein-
griffen, mit denen die aktuelle Wirtschaftspolitik ihre 
Ziele verfolgt, beispielsweise der Mietpreisbremse 
oder dem Mindestlohn. Tatsächlich hat sich Müller- 
Armack (1946/1990) zu genau diesen beiden Politik-
bereichen geäußert. Bei der Wohnungspolitik ist sein 
Urteil klar:

»Wenn auf dem Weg der Besteuerung die höhe-
ren Einkommen gekürzt und die einlaufenden Beträge 
etwa in Form von direkten Kinderbeihilfen, Mietzu-
schüssen, Wohnungsbauzuschüssen weitergeleitet 
werden, liegt geradezu der Idealfall eines marktge-
rechten Eingriffes vor.

So wird etwa durch die Mietzuschüsse die Nach-
frage und Rentabilität von Kleinwohnungen erhöht. 
Derartige direkte Subventionen haben den Vorzug 
größerer Klarheit und machen eine Kontrolle mög-
lich, daß der soziale Schutz nur wirklich Bedürftigen 
zukommt.« (Müller-Armack 1946/1990, S. 119

Dass diese Positionen bis heute relevant sind, 
zeigt die aktuelle Debatte über die Wohnungspolitik. 
In seinem aktuellen Gutachten »Soziale Wohnungs-
politik« empfiehlt der Wissenschaftliche Beirat beim 
Bundeswirtschaftsministerium, die Mietpreisbremse 
ersatzlos zu streichen, weil sie Wohnraum verknappt, 
den sozialen Wohnungsbau zurückzufahren, weil die 
Fehlbelegung zu hoch ist, und stattdessen das Wohn-
geld zu erhöhen (vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2018, 
S. 30). Müller-Armack hätte es vermutlich genau so 
gesehen.

Im Fall der Lohnpolitik ist die Position Müller-Ar-
macks weniger eindeutig. Zum einen warnt er deutlich 
vor staatlichen Eingriffen in die Lohnbildung:

»Die Methodik eines solchen sozialpolitischen 
Vorgehens können wir uns wohl am leichtesten klar-
machen, wenn wir feststellen, welche sozialpoliti-
schen Eingriffe mit einer Marktwirtschaft nicht ver-
träglich sind. Es ist dies die Form einer Lohnsiche-
rung, die über eine allgemeine Preisfixierung und 
durch eine bewußt von der Grenzproduktivitat der 
Arbeit abweichende Festsetzung des Lohnsatzes des-
sen Höhe entgegen den Markttendenzen zu behaup-
ten sucht.« (Müller-Armack 1946/1990, S. 118 f.)

Dann argumentiert er allerdings, dass Mindest-
löhne unter bestimmten Bedingungen doch zulässig 
seien:

»Der Übergang zu einer marktwirtschaftli-
chen Lohnpolitik bedeutet keineswegs, daß auf alle  
lohnpolitischen Bindungen verzichtet werden  
müßte. Es ist marktwirtschaftlich durchaus un- 
problematisch, als sogenannte Ordnungstaxe eine 
staatliche Mindestlohnhöhe zu normieren, die sich 
im wesentlichen in der Höhe des Gleichgewichts- 
lohnes hält, um willkürliche Einzellohnsenkungen  
zu vermeiden. Auch in Zeiten eines plötzlichen 
Arbeitsüberangebotes, das, wie es gegenwärtig der 
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Fall ist, strukturell noch nicht absorbiert wurde, ist ein 
gewisser Lohnschutz sinnvoll, der nur in Zeiten annä-
hernder Vollbeschäftigung gelockert werden kann.«  
(Müller-Armack 1946/1990, S. 119)

So können sich also Gegner und Befürworter 
gesetzlicher Mindestlöhne auf Müller-Armacks The-
sen in seiner für die Soziale Marktwirtschaft grundle-
genden Schrift berufen, wenn sie nur selektiv genug 
zitieren. Freilich wird man heute die Berufung auf Mei-
nungen der geistigen Väter oder Mütter der Sozialen 
Marktwirtschaft allein nicht als hinreichende Argu-
mente in der wirtschaftspolitischen Debatte ansehen. 
Evidenzbasierung, also das Untermauern wirtschafts-
politischer Positionen mit Daten und Fakten, wird 
zumindest von wissenschaftlicher Seite und wach-
senden Teilen der staatlichen Administration als ent-
scheidend betrachtet. In der öffentlichen Debatte hat 
sorgfältiger Umgang mit empirischen Erkenntnissen 
einen schweren Stand, aber auch dort gewinnt Evi-
denzbasierung an Gewicht (vgl. dazu Boockmann et 
al. 2014). 

5. AUSBLICK: HERAUSFORDERUNGEN FÜR DIE 
ZUKUNFT

Die Wirtschaftspolitik in Deutschland ist nach wie vor 
den Zielen der Sozialen Marktwirtschaft verpflichtet. 
Wohlstand für breite Bevölkerungsschichten sowie 
soziale Absicherung zu erreichen, macht es allerdings 
erforderlich, immer wieder auf Veränderungen in den 
wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingun-
gen zu reagieren. Der technische Wandel und die fort-
schreitende Globalisierung der Wirtschaft werden den 
Trend zu divergierenden Einkommen zwischen hoch 
und niedrig qualifizierter Arbeit sowie zwischen Arbeit 
und bestimmten Formen von Kapital voraussichtlich 
weiter verschärfen. Der demographische Wandel wird 
unsere Sozialstaaten massiv belasten. Die Digitali-
sierung stellt die Wettbewerbspolitik vor neue Her-
ausforderungen. Gerade in Europa ist die Sorge ver-
breitet, dass Unternehmen mit digitalen Geschäfts-
modellen, wie Amazon oder Google, immer mehr an 
Marktmacht gewinnen werden. Den Wettbewerb im 
Interesse der Verbraucher und der Wirtschaft insge-
samt aufrechtzuerhalten, ist eine der großen Heraus-
forderungen der Zukunft. 

Eine andere, nicht minder bedeutende Heraus-
forderung für die Soziale Marktwirtschaft liegt im 
Aufstieg und wirtschaftlichen Erfolg Chinas. Mit dem 
Staatskapitalismus Chinas ist nicht nur der deutsch 
geprägten Sozialen Marktwirtschaft, sondern den 
von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit geprägten 
westlichen Marktwirtschaften insgesamt, eine ernst-
hafte Konkurrenz erwachsen. Die Konkurrenz dieser 
beiden Wirtschaftssysteme habe ich an anderer Stelle 
als »Dritten Systemwettbewerb« charakterisiert (vgl. 
Fuest 2018). Den ersten Systemwettbewerb, den Wett-
bewerb mit den Zentralverwaltungswirtschaften Ost-
europas, haben die Marktwirtschaften westlichen 

Typs klar für sich entschieden. Mit dem zweiten Sys-
temwettbewerb ist die Konkurrenz unter den westli-
chen Marktwirtschaften um die Ansiedlung internatio-
nal mobiler wirtschaftlicher Aktivität gemeint. Dieser 
Wettbewerb hält nach wie vor an. Der dritte System-
wettbewerb hat gerade erst begonnen. Ob sich die 
Soziale Marktwirtschaft auch hier durchsetzt, wird die 
Zukunft zeigen. Unter anderem wird es davon abhän-
gen, ob die Staaten Europas in der Lage sind, in Poli-
tikbereichen, in denen nationales Handeln nicht mehr 
ausreicht, effektiv zusammenzuarbeiten. Ein wichti-
ger Teil der tragfähigen Antworten auf die beschriebe-
nen Herausforderungen wird in europäischen Lösun-
gen liegen. 

Ist die Soziale Marktwirtschaft ein Exportschla- 
ger oder ein Auslaufmodell? Das Wirtschaftsmodell  
der Sozialen Marktwirtschaft ist zweifellos alles  
andere als ein Auslaufmodell. Die Bedeutung einer 
sinnvollen Balance von marktwirtschaftlicher Effi-
zienz und sozialem Ausgleich steht heute stärker im  
Mittelpunkt wirtschaftspolitischer Debatten als 
je zuvor. Die in Deutschland derzeit herrschenden  
wirtschaftlichen Verhältnisse zeigen recht deutlich, 
dass sowohl der Schutz des Wettbewerbs als auch 
Politiken für sozialen Ausgleich durchaus wirksam 
sind. Gleichzeitig wäre es überzogen zu behaupten, 
die Soziale Marktwirtschaft wäre ein Exportschla-
ger. Andere Länder haben ihre eigenen Traditionen 
und Erfahrungen mit dem Versuch, Marktwirtschaft 
und akzeptable Verteilungsergebnisse miteinander 
in Einklang zu bringen. Vor allem die skandinavischen 
Staaten sind dabei sicherlich nicht weniger erfolgreich 
als Deutschland. Das Konzept der Sozialen Markt-
wirtschaft ist eng mit der deutschen Nachkriegsge-
schichte verbunden und insofern nicht ohne weiteres 
auf andere Länder übertragbar. Unter den herrschen-
den Bedingungen inklusives Wirtschaftswachstum, 
also »Wohlstand für Alle«, wie Ludwig Erhard es 
genannt hat, zu erreichen, wird aber auch in Zukunft 
und nicht nur in Deutschland, sondern international, 
zu den zentralen Herausforderungen der Wirtschafts-
politik gehören.
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